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Die deutsche Fußball-Nationalmannschaft hat
gestern in ihrem zweiten Spiel beim Confede-
rations Cup in Russland ein 1:1 (1:1) gegen Chi-
le erreicht. Lars Stindl machte in der 41. Minute
das frühe Tor von Alexis Sánchez wett. Unser
Foto zeigt den Jubel der deutschen Elf nach
dem Ausgleich durch Lars Stindl (Mitte), dane-
ben Leon Goretzka. |rhp SPORT

Deutschland spielt 1:1 gegen Chile

Forscher des Baustoffkonzerns Heidelberg Ce-
ment arbeiten an neuen Verfahren zur Ze-
mentproduktion. Sie soll dadurch umwelt-
freundlicher werden. WIRTSCHAFT

Kampfansage an Kohlendioxid

Integrationsministerin Anne Spiegel erklärt im
Interview, warum sie die kommunalen Aus-
länderbehörden intensiver beaufsichtigen las-
sen will. SÜDWEST

„Wir wollen einheitliche Standards“

Ein Kübel mit Heilkräutern gegen Kopfweh
oder Übelkeit findet auf fast jedem Balkon und
jeder Terrasse Platz. Viele kommen zusammen
in einem Topf klar. IMMOBILIENMARKT

Heilsames vom Balkon

(+ 0,0022)
1,1169 $

Referenzkurs

Euro

Dax und Euro legen zu

BÖRSEN-TREND

(– 11,99)
21.398,04

N.Y. 16 Uhr

Dow Jones

(+ 19,74)
12.794,00

Schlussstand

Dax

Freitag, 23. Juni 2017 | Jahrgang 73 | Nr. 143 D 2992 | Einzelpreis € 1,70Bad Dürkheimer Zeitung
DIERHEINPFALZ

5 2 5 2 5

4 1 9 4 9 2 8 8 0 1 7 0 5

RHEINPFALZ IM NETZ
www.rheinpfalz.de

www.facebook.com/rheinpfalz

BERLIN. Der Bundestag hat mit gro-
ßer Mehrheit eine Änderung des
Grundgesetzes beschlossen, um die
rechtsextreme NPD von der staatli-
chen Parteienfinanzierung auszu-
schließen. Das Parlament folgte mit
seiner Initiative einem Hinweis des
Bundesverfassungsgerichts. Die
Richter hatten im Januar ein Verbot
der NPD zwar abgelehnt, die Partei
aber dennoch als verfassungsfeind-
lich eingestuft. Das Gericht regte da-
mals an, die Verfassung zu ändern,
um derartige Parteien von der staat-
lichen Finanzierung auszuschlie-
ßen. Über den Ausschluss einer Par-
tei von der staatlichen Finanzierung
soll das Bundesverfassungsgericht
entscheiden. Derzeit erhält die NPD
mehr als eine Million Euro pro Jahr
vom Staat. | rtr

NPD: Geldhahn
wird zugedreht

AUS DER PFALZ

TIEFENTHAL. Der rheinland-pfälzische Tag
der Architektur 2017 hat das bundesweite
Motto „Architektur schafft Lebensqualität“. Er
findet an zwei Tagen statt, am kommenden
Wochenende, 24. und 25. Juni. Zu sehen sind
136 von einer Jury ausgewählte Objekte, 22
davon in der Pfalz, unter anderem Wohnhäu-
ser in Herxheim und Lingenfeld, ein Parkhaus
in Ludwigshafen, die sanierte Villa Körbling in
Speyer. Oder das Wasserversorgungswerk
Galgenberg in Zweibrücken. Besonders viele
Pfälzer Teilnehmer haben Landau und Speyer.
Eines der drei Vorzeigeobjekte, die für den
DAM-Preis für Architektur in Deutschland vor-
geschlagen wurden, ist Wolfgang Thomeczeks
KunstKabinett in Tiefenthal. |mac KULTUR

Tag der Architektur:
22 Teilnehmer aus der Pfalz

Bundestag
sagt Ja zum
Staatstrojaner

BERLIN. Durch die mit den Stimmen
von CDU/CSU und SPD beschlosse-
nen Änderungen der Strafprozess-
ordnung dürfen künftig bei beson-
ders schweren Straftaten die On-
line-Durchsuchung und die soge-
nannte Quellen-Telekommunikati-
onsüberwachung eingesetzt wer-
den. Bei der Quellen-TKÜ können
die Behörden mit einer Überwa-
chungssoftware die laufende Kom-
munikation eines Verdächtigen auf
einem Gerät mitlesen und aufzeich-
nen, bevor sie verschlüsselt wird.
Bei der Online-Überwachung kön-
nen auch Speichermedien wie Fest-
platten zu Ermittlungszwecken aus-
gelesen werden. Für den Einsatz bei-
der Instrumente sollen aber strenge
Voraussetzungen gelten.

Die Online-Durchsuchung von
Computern ist bisher nur in be-
grenztem Umfang zur Terrorbe-
kämpfung zulässig. Die Überwa-
chung soll künftig etwa auch bei
Mord und Totschlag, der Verbrei-
tung von Kinderpornografie oder
bei schweren Drogendelikten mög-
lich sein.

„Wir beobachten immer öfter,
dass Kriminelle verschlüsselt kom-
munizieren. Für die Behörden wird
es dadurch immer schwerer, auch
schwerste Straftaten aufzuklären“,
sagte Bundesinnenminister Thomas
de Maizière (CDU). Der Bundestag
habe nun endlich eine „Befugnislü-

Die Sicherheitsbehörden dürfen zur
Verbrechensbekämpfung künftig auch auf
Messenger-Dienste wie Whatsapp zugreifen. Das
Parlament beschloss gestern entsprechende
Änderungen der Strafprozessordnung.

cke“ bei der Strafverfolgung ge-
schlossen.

Linkspartei und Grüne lehnten
die Neuregelung als massiven Ein-
griff in die Bürgerrechte ab. Sei die
Schnüffelsoftware einmal instal-
liert, könne die Reichweite der Über-
wachung kaum kontrolliert werden.
Das Gesetz habe ein „Anwendungs-
feld, das seinesgleichen sucht“, kri-
tisierte der Linken-Politiker Jörn
Wunderlich. Der Grünen-Abgeord-
nete Hans-Christian Ströbele pro-
phezeite der Regierung ein Schei-
tern vor dem Bundesverfassungsge-
richt. „Dieses Gesetz darf so nicht
durchkommen“, sagte Ströbele.

Ausdrücklich ist in dem Gesetz
geregelt, dass sich die Anbieter von
Telekommunikationsdiensten nicht
gegen eine angeordnete Überwa-
chung sperren dürfen. Der Digital-
verband Bitkom warnte vor „weit-
reichenden und unkalkulierbaren
Folgen“ der Neuregelung. „Die An-
bieter von Messaging- und anderen
Kommunikationsdiensten betrei-
ben einen enormen Aufwand, um
ein Höchstmaß an Datensicherheit
und Datenschutz für ihre Kunden
herzustellen“, erklärte Bitkom-
Hauptgeschäftsführer Bernhard
Rohleder. „Die Bemühungen der
Wirtschaft werden mit der Auswei-
tung des Einsatzes von Staatstroja-
nern konterkariert.“ |rtr/afp
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US-Präsident Trump will die Mauer an der Grenze zu Mexiko als Solarwand errichten und so Geld sparen
VON WOLFGANG BLATZ

Das Wahlkampfversprechen Donald
Trumps mit der größten Symbol-
kraft war der Bau einer Mauer an der
Grenze zu Mexiko. Doch leider ma-
chen die Mexikaner überhaupt kei-
ne Anstalten, ihrerseits das Gelübde
des mittlerweile im Weißen Haus
Eingezogenen mit Leben zu erfüllen.

„Sie werden für die Mauer bezah-
len!“, hatte Trump noch kurz vor
dem Ablegen des Amtseids gewütet.
Nachdem Amtskollege Enrique
Peña Nieto ein klares „no“ aus-
sprach, was im Englischen wie im
Spanischen das Gleiche bedeutet,
zirkulierte im Trump’schen Gedan-
kenuniversum diese Idee: Wir bau-
en jetzt, und die Mexikaner bezah-
len eben später. Als in Mexiko-Stadt
auch dies dankend abgelehnt wur-
de, begannen Trumps Mannen (es
sind ja nicht viele Frauen drunter)

an anderen Instrumenten zu feilen.
Etwa an Gebühren auf Überweisun-
gen der (zumeist illegal) in den USA
arbeitenden Mexikaner für ihre Fa-
milien zuhause: So sollte nun das
benötigte Geld zusammenkommen.
Die „Remesas“ (Auslandsüberwei-
sungen) sind – nach Erdöl und Tou-
rismus – immerhin die drittgrößte
Devisenquelle des Landes. Von ei-
ner solchen Gebühr wären aller-
dings auch andere, noch ärmere
südamerikanische Staaten betrof-
fen, was deren wirtschaftliches
(Über-)Leben gefährden könnte.

Um diese Idee ist es ruhig gewor-
den. Doch am Mittwoch, in Iowa,
trumpfte Donald Trump mit einem
Plan auf, wie er die Finanzierung
doch noch hinbekommen könnte.
„Die südliche Grenze. Viel Sonne,
viel Hitze. Wir denken darüber
nach, eine Mauer als Solar-Mauer zu
bauen. Sodass sie Energie produ-

Mit der Kraft der Sonne
ziert. Und sich so selbst finanziert.“
Sage niemand, dass Trump nur an
„America first!“ denke. Trump hat
auch ein Herz für den Nachbarn: Auf
diese Weise müsse Mexiko „viel we-
niger Geld bezahlen“, fügte er an.

Warum nur hat nie zuvor jemand
dieses Ei des Kolumbus, ach was,
diesen Stein der Weisen gefunden?
Ganz einfach: Weil er nicht Trump
heißt. Denn wie sagte der in Iowa:
„Ziemlich gute Vorstellung, oder?
Meine Idee!“ Und, das Allerbeste:
„Denkt mal darüber nach, je höher
sie wird, desto wertvoller wird sie.“

Wer jetzt einwendet, dass der
Strom von einer Tausende Kilome-
ter langen Grenze in einem meist
dünn besiedelten Wüstengebiet ja
abtransportiert werden muss und
dies nicht zum Nulltarif zu haben
sei, setzt sich dem Vorwurf aus,
nicht in großen Dimensionen den-
ken zu können. So wie eben Trump.

Abschied von der Marbacher Straße

Der Sarg mit dem am Freitag verstorbenen Altkanz-
ler Helmut Kohl ist gestern aus Kohls Wohnhaus in der
Marbacher Straße in Ludwigshafen-Oggersheim gebracht
worden. Anschließend wurde der Sarg in einen bereitste-
henden Leichenwagen geladen.
Der EU-Gipfel gedachte gestern mit einer Schweigeminute
Helmut Kohls. Die 28 Staats- und Regierungschefs würdig-
ten damit zum Auftakt des Treffens den im Alter von 87 Jah-
ren Verstorbenen, wie ein Sprecher von EU-Ratspräsident
Donald Tusk sagte.
Bei einer Gedenkstunde im Bundestag nannte Parlaments-
präsident Norbert Lammert Kohl gestern einen „Glücksfall
für Deutschland und für Europa“. Lammert sprach von Kohl
als der „personifizierten vertrauensbildenden Maßnahme
der Weltpolitik“. Zu der Gedenkstunde waren auch Bundes-
präsident Frank-Walter Steinmeier sowie seine Vorgänger
Joachim Gauck und Horst Köhler in den Bundestag gekom-

men. Einen nationalen Staatsakt für Kohl wird es nicht ge-
ben. In Straßburg findet kommenden Samstag ein europäi-
scher Trauerakt statt, anschließend wird Kohl in Speyer bei-
gesetzt.
In Kohls Heimatstadt Ludwigshafen gedenkt der Stadtrat am
Montag des Verstorbenen. Am Freitag findet in Ludwigsha-
fen-Friesenheim ein Gottesdienst zu Ehren Kohls statt. Auch
in Berlin soll nun ein Gedenkgottesdienst für Helmut Kohl
stattfinden. Auf Initiative von Unionsfraktionschef Volker
Kauder (CDU) – und in Abstimmung mit Kohls Witwe Maike
Kohl-Richter – wird am Dienstagfrüh in der Berliner Hed-
wigskathedrale eine Totenmesse gehalten.
Für den Nachlass des Altkanzlers soll eine eigene Stiftung
gegründet werden. Es sei „völlig klar“, dass es eine solche
Stiftung geben werde, sagte der Anwalt von Maike Kohl-
Richter, Stephan Holthoff-Pförtner, dem „Focus“. |rhp

GENF. Die Weltbevölkerung wird
nach den jüngsten Vorausberech-
nungen der Vereinten Nationen
(UN) bis zum Ende des Jahrhun-
derts auf 11,2 Milliarden Menschen
ansteigen. Dann würden auf der
Erde mehr als doppelt so viele
Menschen leben wie im Jahr 1990
(5,3 Milliarden).

Gegenwärtig, so die UN-Statistiker,
lebten weltweit 7,6 Milliarden Men-
schen. Durchschnittlich kämen in
den kommenden Dekaden jedes
Jahr global um die 83 Millionen
Menschen hinzu. Ein wichtiger Fak-
tor für die Zunahme der Bevölke-
rung sei die steigende Lebenserwar-
tung. So werde sich die Anzahl der
über 60-Jährigen von heute welt-
weit einer Milliarde auf 3,1 Milliar-
den im Jahr 2100 mehr als verdreifa-
chen. Viele dieser Senioren werden
in China leben.

Weltbevölkerung:
Bis 2100 vermutlich
11,2 Milliarden

Indien, derzeit mit 1,3 Milliarden
Einwohnern das Land mit der zweit-
größten Bevölkerung, wird nach
Einschätzung der UN-Abteilung für
Wirtschaft und Soziales bereits
2024 am heutigen Spitzenreiter Chi-
na vorbeiziehen. Dort leben derzeit
1,4 Milliarden Menschen. Bis Mitte
des Jahrhunderts werden wohl auch
die Vereinigten Staaten ihren Status
als drittgrößtes Land verlieren. Bis
dahin soll den Berechnungen zufol-
ge Nigeria, zur Zeit noch auf dem
siebten Rang der bevölkerungs-
reichsten Länder, an den USA vor-
beigezogen sein.

Der weitaus größte Teil der Zu-
nahme an Bevölkerung spielt sich in
den 47 ärmsten Ländern ab. Dies
sind Staaten wie Jemen, Bangla-
desch, Afghanistan – vor allem aber
gehören viele afrikanische Staaten
dazu. |epd/blt SEITE 3

Merkel unterstützt Macron
BRÜSSEL. Bundeskanzlerin Angela
Merkel und Frankreichs Präsident
Emmanuel Macron dringen auf die
Umsetzung von in der EU getroffe-
nen Vereinbarungen – eine Kritik
an der Haltung einiger osteuropäi-
scher Länder.

Beide Politiker äußerten sich vor
dem Hintergrund von Vertragsver-
letzungsverfahren gegen Ungarn,
Polen und Tschechien, die keine
oder viel zu wenige syrische Flücht-
linge aufnehmen. Gegen Ungarn
läuft zudem ein Verfahren wegen ei-
nes umstrittenen Hochschulgeset-
zes. „Wir sind eine Wertegemein-
schaft“, sagte Merkel gestern auf
dem EU-Gipfel in Brüssel. Sie nannte
die osteuropäischen Länder aber

Kanzlerin und Präsident: EU ist eine Wertegemeinschaft – Kritik an Osteuropäern
nicht namentlich. „Wir unterstützen
die Kommission, wenn sie der Mei-
nung ist, dass Rechtsstaatlichkeit
eingefordert werden muss.“

Sie sei mit Präsident Macron einer
Meinung, dass die EU kein Super-
markt sei, in dem man sich nur die
Teile aussuchen könne, die man ge-
rade wolle, sagte Merkel. Macron
hatte in einem Interview mit mehre-
ren Zeitungen einigen „politischen
Führer aus Osteuropa“ eine zynische
Haltung gegenüber der EU vorgehal-
ten. „Die dient ihnen dazu, Geld zu
verteilen – ohne ihre Werte zu re-
spektieren. Europa ist kein Super-
markt, Europa ist eine Schicksalsge-
meinschaft!“. Aus den kritisierten
Ländern kam Protest. Ungarns Mi-
nisterpräsident Viktor Orbán sagte

mit Blick auf Macrons erste Teilnah-
me an einem EU-Gipfel: „Sein Ein-
stand war wenig ermutigend.“

Die Staats- und Regierungschefs
verständigten sich darauf, die euro-
päischen Wirtschaftssanktionen ge-
gen Russland werden wegen der un-
zureichenden Fortschritte im Frie-
densprozess für die Ukraine um
weitere sechs Monate zu verlängern.
Das teilte EU-Ratspräsident Donald
Tusk auf Twitter mit.

Bei der Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik zeigten die Gipfel-Teil-
nehmer ebenfalls Einigkeit. Man ha-
be sich auf einen verstärkten Kampf
gegen ausländische Terrorkämpfer
geeinigt, sagte Ratspräsident Tusk:
„Wir sind fest entschlossen, unsere
Menschen zu schützen.“ |rtr/dpa
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Heute: Wechselnd bewölkt und heiß
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Vorzeigeobjekt: KunstKabinett von Wolf-
gang Thomeczek in Tiefenthal. FOTO: FREI

Je höher, desto besser – so die Vor-
stellungen Donald Trumps zu einer
Solar-Mauer. FOTO: DPA

Nigeria ist dabei, die USA
bis 2050 als drittgrößte
Nation abzulösen.

thomeczek
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